
Stadt Peine: Straßenausbaubeitrag
wird für mehrere Baustellen fällig

anwohner am echternplatz, in Dungelbeck und Schmedenstedt betroffen – Anträge auf Abschaffung abgelehnt

Peine. Die Aufregung um die
Straßenausbaubeitragssatzung
(kurz: Strabs) im Landkreis Pei-
ne hat eine lange Tradition. Mit
Ilsede hat zum1. Januar 2023 die
letzte Gemeinde im Landkreis-
gebiet die Regelung abgeschafft,
nur noch in der Stadt Peine wird
er eingefordert. Kurzfristig ste-
hen im Stadtgebiet weitere Bau-
maßnahmen an. Wie der Rat
zum Ende des Jahres beschloss,
entstehen bei der Umgestaltung
des Echternplatzes auch Kosten
für die Anlieger. „Eine separate
Ratsvorlage zur Erhebung und
Zusammensetzung der Straßen-
ausbaubeiträge wird nach Er-
arbeitung des Leistungsver-
zeichnis zurBeratung indiepoli-
tischen Gremien gegeben“, heißt
es im Ratsbeschluss. Das bedeu-
tet: Wie die Finanzierung am
Echternplatz zum Schluss aufge-
teilt wird, bleibt bislang offen.
Den verbleibenden Anteil nach
Beteiligung der Anwohner trägt
die Stadt Peine.
Weiter fortgeschritten ist die

Planung an anderen Stellen im
Stadtgebiet: Wie die Verwaltung
beschloss, werden Ausbaubei-
träge für insgesamt fünf Straßen
in Dungelbeck und Schmedens-
tedt erhoben. Hier werden neue
Straßenlaternen installiert. Bei
allen fünf Straßen wird die Not-
wendigkeit deutlich: „Die Holz-
masten sind nicht standsicher
und können Last und Spannung
der Leitungen nicht mehr tra-
gen. Die vorhandenen Beleuch-
tungsmasten sind mittlerweile
über 40 Jahre alt“, heißt es in den
jeweiligen Beschlussvorlagen.
Zunächst war eine Erneuerung
der Straßenlaternen für 2030
vorgesehen. Jetzt soll laut Ver-
waltung kurzfristig in den be-
treffenden Straßen mit der Ver-
legung des neuen Beleuchtungs-
kabels begonnen werden.
Die Kosten und auch die Be-

teiligungderAnwohner ist dabei
unterschiedlich. Der Grund:

Von Gunnar Lonnemann

Wie viel Geld die Anwohner
zahlenmüssen, hängt von der je-
weiligen Art der Straße ab. Es
gibt Anliegerstraßen (finanziel-
lerAnteil derAnwohner: über60
Prozent), Straßen mit überwie-
gend innerörtlichem Verkehr
(finanzieller Anteil der Anwoh-
ner: zwischen 40 und 60 Pro-
zent) und Durchgangsstraßen
(finanzieller Anteil der Anwoh-
ner: unter 40 Prozent). Der fi-
nanzielle Anteil der Anwohner
für Beleuchtungseinrichtungen
ist festgesetzt. Anliegerstraßen
(75 Prozent), Straßen mit über-
wiegend innerörtlichem Ver-
kehr (50 Prozent) und Durch-
gangsstraßen (40 Prozent). Der
Rat gab bekannt, dass eine ver-
bindliche Einstufung erst bei der
Entstehung der Beitragspflicht
erfolgt.
Die Einschätzung der Verwal-

tung, um welche Straßenkatego-
rie es sich handelt, weiche häufig
von derMeinung der Anwohner
ab. „Die Einstufung sorgt immer
wieder für Streitigkeiten.DieBe-

sitzer haben andere Ansichten
als die Verwaltung, aber der Ver-
kehr bahnt sich immer seinen
Weg“, sagt der Vorsitzende des
CDU-Stadtverbandes Peine
Thorge Karnick. Am Mittwoch,
3. Januar 2024, veröffentlichten
die CDU-Ortsbürgermeister
Günter Schmidt (Essinghausen/
Duttenstedt), Christian Bartsch
(Schwicheldt), Ingo Reinhardt
(Vöhrum/Eixe/Landwehr) und
Hagen Karl Werner Heuer
(Schmedenstedt) eine erneute
Aufforderung zur Abschaffung
der Straßenausbaubeiträge.
„Wertvolle Zeit ist seit 2018 ver-
strichen, um das ’Problem’ end-
gültig zu lösen. Die Frage, ob da-
für die Grundsteuer erhöht wer-
den soll oder nicht, hätte inzwi-
schen geklärt werden können“,
sagen die Ortsbürgermeister.
Bereits 2018 hatte die CDU-

Stadtratsfraktion einen Antrag
aufAbschaffungder Straßenaus-
baubeitragssatzung gestellt. Der
Vorschlag sah zur Gegenfinan-
zierung eine Anhebung des

Grundsteuer-Hebesatzes vor.
Trotz der Zustimmung der Ver-
waltung, dass es sich bei der An-
hebung der Grundsteuer um ein
einfaches Verfahren handeln
würde und es keine außerge-
wöhnlich hohe Beitragsbelas-
tung für Einzelne gäbe, wurde
der Antrag der CDU imNovem-
ber 2018 abgelehnt. Die Begrün-
dung vor fünf Jahren: Seit 2010
gab es 68 Strabs-Maßnahmen in
Höhe von 4,5 Millionen Euro.
Der Anliegeranteil lag bei circa
1,6 Millionen Euro. 2018 seien
lediglich drei Maßnahmen in
Höhe von 51.000 Euro dazuge-
kommen. Alle durchgeführten
Maßnahmen seien abgerechnet
und 2019 keine beitragspflichti-
gen Straßenbaumaßnahmen ge-
plant worden. Deshalb wurde
eine Veränderung der Beitrags-
erhebung (zum Zeitpunkt 2018)
für nicht notwendig erachtet.
„Zum damaligen Zeitpunkt
konnten wir die Entscheidung
verstehen.Aber das ist jetzt Jahre
her“, sagt Thorge Karnick und
auch die CDU-Ortsbürgermeis-
ter verweisen auf die Notwen-
digkeit der Abschaffung: „Bis zu
diesem Jahr fandenkeine grund-
legenden Erneuerungen statt;
und damit wurden auch keine
Anliegerbeiträge fällig. Das hat
sich jetzt geändert, denn auch
die Straßenbeleuchtung fällt
unter die Strabs.“
Die Sprecherin der Peiner

Stadtverwaltung Petra Neu-
mann gibt auf Anfrage der Re-
daktion bekannt: „Es haben sich
keine wesentlichenVeränderun-
gen ergeben. Einen Ratsbe-
schluss gibt es noch nicht.“ 2020

hatte Bürgermeister Klaus Sae-
mann (SPD) eine Bürgerbefra-
gung forciert. „Für die Durch-
führung einer Einwohnerbefra-
gung ist der Erlass einer Satzung
notwendig. Die Ratsvorlage zum
Satzungsbeschluss ist in Be-
arbeitung“, sagt Neumann. Eine
politische Abstimmung zur Bür-
gerbefragung soll es im Dezem-
ber 2023 in beiden Ratsgruppen
gegeben haben. „Bürgermeister
Saemann befürwortet nach wie
vor ein solches Verfahren“, sagt
Neumann. Für Karnick ist diese
Entscheidung längst hinfällig:
„Wir würden die Bürger fragen,
ob sie für die Straßenausbau-
maßnahmen zahlen möchten
odernicht“, sagt derCDU-Politi-
ker. Die Antworten der Bürge-
rinnen und Bürger könne man
sich denken.
Seit Neujahr 2023 werden

Straßenausbaubeiträge in keiner
Gemeinde im Landkreis Peine
mehr bezogen. Eine jeweilige
Gegenfinanzierung musste vor-
genommen werden. Als Folge
wurde die Grundsteuer in den
Gemeinden erhöht. „Dadurch
wird die finanzielle Belastung
auf mehrere Schultern verteilt
und bleibt nicht nur bei den An-
wohnern hängen“, sagt Karnick.
Die Abschaffung in den Ge-
meinden verlief dabei sehr
unterschiedlich. Eine Bürgerini-
tiative in Ilsede formierte sich
und sorgte so für eine größere
Aufmerksamkeit. Am Ende
stimmte auch der Rat in Ilsede
für die Abschaffung. „Vielleicht
fehlt im Stadtgebiet diese Bür-
gerinitiative, um Druck zu ma-
chen“, so Karnick.

In der Wendenstraße in schmedenstedt stehen noch mehrere alte straßenlaternen. Diese sollen bald ausgetauscht werden. Die anwoh-
ner müssten dann anteilig mitbezahlen. fotos: ralf BüchlEr

für die Umgestaltung am Echternplatz werden auch straßenausbaubeiträge erhoben.
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